
§ 1 Geltungsbereich, Form

(1) Die vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbedingungen

(„AEB“) gelten für alle Lieferungen, Leistungen und Angebote

von Lieferanten („Lieferant“) an folgenden Gesellschaften der

Stadtwerke Pinneberg Gruppe:

1. Stadtwerke Pinneberg GmbH, HRB 5172 PI AG

Pinneberg,

2. Kommunalwirtschaft Pinneberg GmbH, HRB 5171

PI AG Pinneberg,

3. pinnau.com GmbH & Co. KG, HRA 6308 PI AG

Pinneberg und

4. Abwasserbetrieb Pinneberg, HRA 4267 PI AG

Pinneberg

jeweils mit Sitz Am Hafen 67 in 25421 Pinneberg. Die AEB gel-

ten nur, wenn der Lieferant Unternehmer (§ 14 BGB), eine ju-

ristische Person des öffentlichen Rechts oder ein

öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist.

(2) Sofern nichts anderes vereinbart, gelten die AEB in der

zum Zeitpunkt unserer Bestellung gültigen bzw. jedenfalls in

der dem Lieferanten zuletzt in Textform mitgeteilten Fassung

als Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige Ver-

träge, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hin-

weisen müssten.

(3) Diese AEB gelten vorrangig. Abweichende, entgegenste-

hende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen

des Lieferanten werden nur dann und insoweit Vertragsbe-

standteil, als wir ihrer Geltung ausdrücklich schriftlich zuge-

stimmt haben. Soweit einzelne Klauseln dieser AEB mit

Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Lieferanten, deren

Geltung wir nicht ausdrücklich zugestimmt haben, kollidieren,

gelten die gesetzlichen Vorschriften. Das Zustimmungserfor-

dernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir

in Kenntnis der Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Lie-

feranten dessen Lieferungen vorbehaltlos annehmen. 

(4) Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit

dem Lieferanten (einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen

und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen AEB.

Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des

Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. unsere schriftli-

che Bestätigung maßgebend.

(5) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Lieferan-

ten in Bezug auf den Vertrag (z.B. Fristsetzung, Mahnung,

Rücktritt) sind schriftlich, also in Schrift- oder Textform (z.B.

Brief, E-Mail, Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften

und weitere Nachweise insbesondere bei Zweifeln über die

Legitimation des Erklärenden bleiben unberührt.

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben

nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne eine derartige Klar-

stellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie

in diesen AEB nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich

ausgeschlossen werden.

§ 2 Vertragsschluss

(1) Unsere Bestellung gilt frühestens mit Abgabe oder Bestä-

tigung in Schrift- oder Textform (z.B. Brief, E-Mail, Telefax) als

verbindlich. Auf offensichtliche Irrtümer (z.B. Schreib- und Re-

chenfehler) und Unvollständigkeiten der Bestellung einschließ-

lich der Bestellunterlagen hat uns der Lieferant zum Zwecke

der Korrektur bzw. Vervollständigung vor Annahme hinzuwei-

sen; ansonsten gilt der Vertrag als nicht geschlossen.

(2) Der Lieferant ist gehalten, unsere Bestellung innerhalb

einer Frist von 10 Arbeitstagen schriftlich zu bestätigen oder

insbesondere durch Versendung der Ware vorbehaltlos aus-

zuführen (Annahme). Eine verspätete Annahme gilt als neues

Angebot und bedarf der Annahme durch uns.

§ 3 Lieferzeit und Lieferverzug

(1) Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist bin-

dend. Wenn die Lieferzeit in der Bestellung nicht angegeben

und auch nicht anderweitig vereinbart wurde, beträgt sie zwei

Wochen ab Vertragsschluss. Der Lieferant ist verpflichtet, uns

unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu setzen, wenn er verein-

barte Lieferzeiten – aus welchen Gründen auch immer – vo-

raussichtlich nicht einhalten kann.

(2) Erbringt der Lieferant seine Leistung nicht oder nicht in-

nerhalb der vereinbarten Lieferzeit oder kommt er in Verzug,

so bestimmen sich unsere Rechte – insbesondere auf Rück-

tritt und Schadensersatz – nach den gesetzlichen Vorschriften. 

§ 4 Leistung, Lieferung, Gefahrübergang, Annahmeverzug

(1) Der Lieferant ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustim-

mung nicht berechtigt, die von ihm geschuldete Leistung durch

Dritte (z.B. Subunternehmer) erbringen zu lassen. Der Liefe-

rant trägt das Beschaffungsrisiko für seine Leistungen, wenn

nicht im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist (z.B. Beschrän-

kung auf Vorrat).

(2) Die Lieferung erfolgt innerhalb Deutschlands „frei Haus“ an

den in der Bestellung angegebenen Ort. Ist der Bestimmungs-

ort nicht angegeben und nichts anderes vereinbart, so hat die

Lieferung an unseren Geschäftssitz mit der Adresse Am Hafen

67, 25421 Pinneberg, zu erfolgen. Der jeweilige Bestimmungs-

ort ist auch der Erfüllungsort für die Lieferung und eine et-

waige Nacherfüllung (Bringschuld).

(3) Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum

(Ausstellung und Versand), Inhalt der Lieferung (Hersteller-

firma, Artikelnummer und Anzahl) sowie unserer Bestellken-

nung (Datum und Nummer) beizulegen. Teillieferungen sind

als solche zu kennzeichnen. Fehlt der Lieferschein oder ist er

unvollständig, so haben wir hieraus resultierende Verzögerun-

gen der Bearbeitung und Bezahlung nicht zu vertreten. 

(4) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Ver-

schlechterung der Sache geht mit Übergabe am Erfüllungsort

auf uns über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für

den Gefahrübergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten bei

einer Abnahme die gesetzlichen Vorschriften des Werkver-

tragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht

es gleich, wenn wir uns im Annahmeverzug befinden.

(5) Für den Eintritt unseres Annahmeverzuges gelten die ge-

setzlichen Vorschriften. Der Lieferant muss uns seine Leistung

aber auch dann ausdrücklich anbieten, wenn für eine Hand-

lung oder Mitwirkung unsererseits (z.B. Beistellung von Mate-

rial) eine bestimmte oder bestimmbare Kalenderzeit

vereinbart ist. Geraten wir in Annahmeverzug, so kann der Lie-

ferant nach den gesetzlichen Vorschriften Ersatz seiner Mehr-

aufwendungen verlangen (§ 304 BGB). Betrifft der Vertrag

eine vom Lieferanten herzustellende, unvertretbare Sache

(Einzelanfertigung), so stehen dem Lieferanten weitergehende

Rechte nur zu, wenn wir uns zur Mitwirkung verpflichtet und

das Unterbleiben der Mitwirkung zu vertreten haben.

§ 5 Preise und Zahlungsbedingungen

(1) Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. Alle in

den Bestellungen der Stadtwerke Pinneberg GmbH, Kommu-

nalwirtschaft Pinneberg GmbH und pinnau.com GmbH & Co.

KG angegebenen Preise verstehen sich exklusive gesetzlicher

Umsatzsteuer. Die in den Bestellungen des Abwasserbetriebs

Pinneberg angegebenen Preise verstehen sich inklusive ge-

setzlicher Umsatzsteuer.

(2) Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist,

schließt der Preis alle Leistungen und Nebenleistungen des Lie-

feranten (z.B. Montage, Einbau) sowie alle Nebenkosten (z.B.

ordnungsgemäße Verpackung, Transportkosten einschließlich

eventueller Transport- und Haftpflichtversicherung) ein.

(3) Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Für den Zahlungsver-

zug gelten die gesetzlichen Vorschriften.

(4) Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Ein-

rede des nicht erfüllten Vertrages stehen uns in gesetzlichem

Umfang zu. Wir sind insbesondere berechtigt, fällige Zahlun-

gen zurückzuhalten, solange uns noch Ansprüche aus unvoll-

ständigen oder mangelhaften Leistungen gegen den

Lieferanten zustehen.

(5) Der Lieferant hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehal-

tungsrecht nur wegen rechtskräftig festgestellter oder unbe-

strittener Gegenforderungen.

(6) Der Lieferant ist nicht berechtigt, seine Forderungen gegen

uns ohne unsere schriftliche Zustimmung an Dritte abzutre-

ten; die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund versagt

werden.

§ 6 Geheimhaltung, Eigentumsvorbehalt 

(1) An Abbildungen, Plänen, Zeichnungen, Berechnungen, Aus-

führungsanweisungen, Produktbeschreibungen und sonstigen

Unterlagen behalten wir uns Eigentums- und Urheberrechte

vor. Derartige Unterlagen sind ausschließlich für die vertragli-

che Leistung zu verwenden und nach Erledigung des Vertrags

an uns zurückzugeben. Gegenüber Dritten sind die Unterlagen

geheim zu halten, und zwar auch nach Beendigung des Ver-

trags. Die Geheimhaltungsverpflichtung erlischt erst, wenn

und soweit das in den überlassenen Unterlagen enthaltene

Wissen allgemein bekannt geworden ist.

(2) Vorstehende Bestimmung gilt entsprechend für Stoffe und

Materialien (z.B. Software, Fertig- und Halbfertigprodukte)

sowie für Werkzeuge, Vorlagen, Muster und sonstige Gegen-

stände, die wir dem Lieferanten zur Herstellung beistellen. Der-

artige Gegenstände sind – solange sie nicht verarbeitet werden

– auf Kosten des Lieferanten gesondert zu verwahren und in

angemessenem Umfang gegen Zerstörung und Verlust zu ver-

sichern.

(3) Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung (Weiter-

verarbeitung) von beigestellten Gegenständen durch den Lie-

feranten wird für uns vorgenommen. Das Gleiche gilt bei

Weiterverarbeitung der gelieferten Ware durch uns, so dass

wir als Hersteller gelten und spätestens mit der Weiterverar-

beitung nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften Eigen-

tum am Produkt erwerben.

(4) Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und

ohne Rücksicht auf die Zahlung des Preises zu erfolgen. Neh-

men wir jedoch im Einzelfall ein durch die Kaufpreiszahlung

bedingtes Angebot des Lieferanten auf Übereignung an, er-

lischt der Eigentumsvorbehalt des Lieferanten spätestens

mit Kaufpreiszahlung für die gelieferte Ware. Wir bleiben im

ordnungsgemäßen Geschäftsgang auch vor Kaufpreiszah-

lung zur Weiterveräußerung der Ware unter Vorausabtre-

tung der hieraus entstehenden Forderung ermächtigt

(hilfsweise Geltung des einfachen und auf den Weiterver-

kauf verlängerten Eigentumsvorbehalts). Ausgeschlossen

sind damit jedenfalls alle sonstigen Formen des Eigentums-

vorbehalts, insbesondere der erweiterte, der weitergelei-

tete und der auf die Weiterverarbeitung verlängerte

Eigentumsvorbehalt.

§ 7 Mangelhafte Lieferung

(1) Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der Ware

und bei sonstigen Pflichtverletzungen durch den Lieferanten

gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts

anderes bestimmt ist.

(2) Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Lieferant ins-

besondere dafür, dass die Ware bei Gefahrübergang auf uns

die vereinbarte Beschaffenheit hat. Als Vereinbarung über die

Beschaffenheit gelten jedenfalls diejenigen Produktbeschrei-

bungen, die – insbesondere durch Bezeichnung oder Bezug-

nahme in unserer Bestellung – Gegenstand des jeweiligen Ver-

trages sind oder in gleicher Weise wie diese AEB in den Ver-

trag einbezogen wurden. Es macht dabei keinen Unterschied,

ob die Produktbeschreibung von uns, vom Lieferanten oder

vom Hersteller stammt.

(3) Abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen uns Män-

gelansprüche uneingeschränkt auch dann zu, wenn uns der

Mangel bei Vertragsschluss infolge grober Fahrlässigkeit un-

bekannt geblieben ist.

(4) Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht

gelten die gesetzlichen Vorschriften (§§ 377, 381 HGB) mit

folgender Maßgabe: Unsere Untersuchungspflicht be-

schränkt sich auf Mängel, die bei unserer Wareneingangs-

kontrolle unter äußerlicher Begutachtung einschließlich der

Lieferpapiere offen zu Tage treten (z.B. Transportbeschädi-

gungen, Falsch- und Minderlieferung) oder bei unserer Qua-

litätskontrolle im Stichprobenverfahren erkennbar sind.

Soweit eine Abnahme vereinbart ist, besteht keine Untersu-

chungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit

eine Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände

des Einzelfalls nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tun-

lich ist. Unsere Rügepflicht für später entdeckte Mängel

bleibt unberührt. Unbeschadet unserer Untersuchungs-

pflicht gilt unsere Rüge (Mängelanzeige) jedenfalls dann als

unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 5  Ar-

beitstagen ab Entdeckung bzw., bei offensichtlichen Män-

geln, ab Lieferung abgesendet wird.

(5) Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaf-

ten Ware und der erneute Einbau, sofern die Ware ihrer Art

und ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere Sache

eingebaut oder an eine andere Sache angebracht wurde;

unser gesetzlicher Anspruch auf Ersatz entsprechender Auf-

wendungen bleibt unberührt. Die zum Zwecke der Prüfung

und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen trägt der

Lieferant auch dann, wenn sich herausstellt, dass tatsächlich

kein Mangel vorlag. Unsere Schadensersatzhaftung bei unbe-

rechtigtem Mängelbeseitigungsverlangen bleibt unberührt;

insoweit haften wir jedoch nur, wenn wir erkannt oder grob

fahrlässig nicht erkannt haben, dass kein Mangel vorlag.

(6) Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Rege-

lungen in Abs. 5 gilt: Kommt der Lieferant seiner Verpflich-

tung zur Nacherfüllung – nach unserer Wahl durch

Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Liefe-

rung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) – innerhalb

einer von uns gesetzten, angemessenen Frist nicht nach, so

können wir den Mangel selbst beseitigen und vom Lieferan-

ten Ersatz der hierfür erforderlichen Aufwendungen bzw.

einen entsprechenden Vorschuss verlangen. Ist die Nacher-

füllung durch den Lieferanten fehlgeschlagen oder für uns

unzumutbar (z.B. wegen besonderer Dringlichkeit, Gefähr-

dung der Betriebssicherheit oder drohendem Eintritt unver-

hältnismäßiger Schäden) bedarf es keiner Fristsetzung; von

derartigen Umständen werden wir den Lieferanten unver-

züglich, nach Möglichkeit vorher, unterrichten.

(7) Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel

nach den gesetzlichen Vorschriften zur Minderung des Kauf-

preises oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Außer-

dem haben wir nach den gesetzlichen Vorschriften Anspruch

auf Schadens- und Aufwendungsersatz.

§ 8 Lieferantenregress

(1) Unsere gesetzlich bestimmten Regressansprüche inner-

halb einer Lieferkette (Lieferantenregress gemäß §§ 445a,

445b, 478 BGB) stehen uns neben den Mängelansprüchen

uneingeschränkt zu. Wir sind insbesondere berechtigt, genau

die Art der Nacherfüllung (Nachbesserung oder Ersatzliefe-

rung) vom Lieferanten zu verlangen, die wir unserem Abneh-

mer im Einzelfall schulden. Unser gesetzliches Wahlrecht

(§ 439 Abs. 1 BGB) wird hierdurch nicht eingeschränkt.

(2) Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemach-

ten Mangelanspruch (einschließlich Aufwendungsersatz

gemäß §§ 445a Abs. 1, 439 Abs. 2 und 3 BGB) anerkennen

oder erfüllen, werden wir den Lieferanten benachrichtigen

und unter kurzer Darlegung des Sachverhalts um schriftliche

Stellungnahme bitten. Erfolgt eine substantiierte Stellung-

nahme nicht innerhalb angemessener Frist und wird auch

keine einvernehmliche Lösung herbeigeführt, so gilt der von

uns tatsächlich gewährte Mangelanspruch als unserem Ab-

nehmer geschuldet. Dem Lieferanten obliegt in diesem Fall

der Gegenbeweis.

(3) Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch

dann, wenn die mangelhafte Ware durch uns oder einen an-

deren Unternehmer, z.B. durch Einbau in ein anderes Pro-

dukt, weiterverarbeitet wurde.

§ 9 Produzentenhaftung

(1) Ist der Lieferant für einen Produktschaden verantwortlich,

hat er uns insoweit von Ansprüchen Dritter freizustellen, als

die Ursache in seinem Herrschafts- und Organisationsbereich

gesetzt ist und er im Außenverhältnis selbst haftet.

(2) Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Liefe-

rant Aufwendungen gem. §§ 683, 670 BGB zu erstatten, die

sich aus oder im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme

Dritter einschließlich von uns durchgeführter Rückrufaktionen

ergeben. Über Inhalt und Umfang von Rückrufmaßnahmen

werden wir den Lieferanten – soweit möglich und zumutbar –

unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben.

Weitergehende gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt.

§ 10 Verjährung

Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien verjähren

nach den gesetzlichen Vorschriften.

§ 11 Rechte Dritter

(1) Der Lieferant versichert, dass Rechte Dritter, wie z.B. Urhe-

ber-, Patent- und andere Schutzrechte dem bestimmungsge-

mäßen Gebrauch der gelieferten Waren nicht

entgegenstehen, insbesondere das Rechte Dritter in Ländern

der Europäischen Union oder in Ländern, in denen der Liefe-

rant die Produkte herstellt oder herstellen lässt, nicht verletzt

werden.

(2) Der Lieferant ist verpflichtet, uns von allen Ansprüchen frei-

zustellen, die Dritte gegen uns wegen der in Abs. 1 genannten

Verletzung von gewerblichen Schutzrechten erheben, und uns

alle notwendigen Aufwendungen im Zusammenhang mit die-

ser Inanspruchnahme zu erstatten. Dies gilt nicht, soweit der

Lieferant nachweist, dass er die Schutzrechtsverletzung weder

zu vertreten hat noch bei Anwendung kaufmännischer Sorgfalt

zum Zeitpunkt der Lieferung hätte kennen müssen.

§ 12 Compliance – Einhaltung von Gesetzen, Mindestent-

gelte, Kontrollrechte

(1) Der Lieferant ist verpflichtet, im Zusammenhang mit dem

Vertragsverhältnis die jeweils für ihn maßgeblichen gesetzli-

chen Bestimmungen einzuhalten. Dies betrifft insbesondere

Antikorruptions- und Geldwäschegesetze sowie kartellrecht-

liche, arbeits- und umweltschutzrechtliche Vorschriften.

(2) Wenn der Einzelauftragswert des Vertragsverhältnisses

mindestens EUR 20.000 (ohne Umsatzsteuer) beträgt, ver-

pflichtet sich der Lieferant, den unmittelbar für die Leis-

tungserbringung in Deutschland eingesetzten Beschäftigten,

ohne Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten,

Hilfskräfte und teilnehmende an Bundesfreiwilligendiens-

ten, wenigstens ein Mindeststundenentgelt von EUR 9,99

(brutto) zu zahlen. Dies gilt nicht, sofern der Lieferant ein

bevorzugter Bieter gemäß § 224 Absatz 1 Satz 1 und Absatz

2 sowie § 225 SGB IX ist.

(3) Sofern das Vertragsverhältnis einen Auftrag im Bereich des

öffentlichen Personenverkehrs auf der Straße und Schiene im

Sinne des § 1 Absatz 3 Satz 1 des Vergabegesetzes Schleswig-

Holstein (VGSH) darstellt, verpflichtet sich der Lieferant, seinen

bei der Ausführung der Leistung eingesetzten Beschäftigten,

ohne Auszubildende, mindestens das in Schleswig-Holstein für

diese Leistung in einem der einschlägigen und repräsentativen

mit einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifverträge

vorgesehene Entgelt nach den tarifvertraglich festgelegten

Modalitäten zu zahlen und die tariflich vereinbarten weiteren

Leistungen zu gewähren. 

(4) Der Lieferant wird zumutbare Anstrengungen unterneh-

men, um die Einhaltung der in diesem § 12 Absatz 2 und 3 ent-

haltenen, den Lieferanten treffenden Verpflichtungen, durch

seine Unterlieferanten oder sonstigen Dienstleister, wie z.B.

Verleiher von Arbeitnehmern, sicherzustellen.

(5) Wir sind berechtigt, die Einhaltung der in den vorstehen-

den Absätzen 2 bis 4 festgelegten Verpflichtungen durch die

Durchführung von Kontrollen beim Lieferanten, die wir min-

desten eine Woche vorher gegenüber dem Lieferanten an-

kündigen, und die während der üblichen Geschäftszeiten

stattfinden, zu überprüfen. Die Überprüfung kann auch durch

die Anforderung von Unterlagen, die die Einhaltung belegen

(z.B. Lohnabrechnungen) erfolgen. Der Lieferant verpflichtet

sich insofern, uns die entsprechenden Kontrollen durchführen

zu lassen bzw. uns die notwendigen Dokumente zur Verfü-

gung zu stellen.

§ 13 Vertragsstrafe, Rücktrittsrecht

(1) Für jeden einzelnen verschuldeten Verstoß des Lieferan-

ten gegen die Verpflichtungen aus den vorstehenden Rege-

lungen des § 12 Absatz 2 bis 5 wird die Zahlung einer

angemessenen Vertrags-strafe in Höhe von bis zu jeweils ma-

ximal EUR 25.000 fällig, deren genaue Höhe durch uns nach

billigem Ermessen bestimmt wird und im Streitfall vom zu-

ständigen Gericht überprüft werden kann. Die Grundsätze

des Fortsetzungszusammenhangs sind für vorsätzliche

Pflichtverstöße ausgeschlossen. Mit der Zahlung der Ver-

tragsstrafe wird die Geltendmachung des Anspruchs auf Un-

terlassung oder eines darüber hinausgehenden

Schadensersatzes bei entsprechendem Nachweis nicht aus-

geschlossen. Die Vertragsstrafe wird auf einen möglichen

Schadensersatz angerechnet. Die Vertragsstrafe stellt dabei

den Mindestschaden dar.

(2) Wir sind berechtigt, das Vertragsverhältnis aus sachlichem

Grund jederzeit zu beenden (außerordentliches Rücktritts

bzw. Kündigungsrecht). Ein sachlicher Grund liegt vor, wenn

der Lieferant schuldhaft gegen die Verpflichtungen aus den

vorstehenden Regelungen des § 12 Absatz 2 bis 5 verstößt.

§ 14 Rechtswahl und Gerichtsstand

(1) Für diese AEB und die Vertragsbeziehung zwischen uns

und dem Lieferanten gilt das Recht der Bundesrepublik

Deutschland unter Ausschluss internationalen Einheits-

rechts, insbesondere des UN-Kaufrechts.

(2) Ist der Lieferant Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, ju-

ristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-

rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher – auch

internationaler – Gerichtsstand für alle sich aus dem Ver-

tragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten unser Geschäfts-

sitz in Pinneberg. Entsprechendes gilt, wenn der Lieferant

Unternehmer i.S.v. § 14 BGB ist. Wir sind jedoch in allen Fäl-

len auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferver-

pflichtung gemäß diesen AEB bzw. einer vorrangigen

Individualabrede oder am allgemeinen Gerichtsstand des

Lieferanten zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften,

insbesondere zu ausschließlichen Zuständigkeiten, bleiben

unberührt.

Allgemeine Einkaufsbedingungen


